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I PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 ABS. 1 BAUGB) 

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB) 

 

1.1 Allgemeines Wohngebiet – WA (§ 4 BauNVO) 

Das Bebauungsplangebiet wird im gesamten Geltungsbereich gemäß § 4 BauNVO als 

Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. 

Zulässig sind die in § 4 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BauNVO genannten Nutzungen (Wohngebäude, die 

der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht 

störenden Handwerksbetriebe). 

Die in § 4 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO aufgeführten Nutzungen (Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale 

und gesundheitliche Zwecke), sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO nicht zulässig.  

Die nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 bis 5 BauNVO ausnahmsweise zulässigen, sonstigen nicht störenden 

Gewerbebetriebe sowie Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind 

gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO nicht zulässig. 

Ausnahmsweise zulässig sind gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO Betriebe des 

Beherbergungsgewerbes. 

 

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB) 

2.1 Grundflächenzahl, Geschossflächenzahl, Zahl der Vollgeschosse 

Die Grundflächenzahl ist im gesamten Geltungsbereich durchgängig mit 0,4 und die 

Geschossflächenzahl mit 0,8 festgesetzt. 

Gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO wird die maximale Überschreitung der festgesetzten 

Grundflächenzahl für: 

 1. Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten 

 2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 

 3. bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrund- 

  stück lediglich unterbaut wird auf 50 von Hundert beschränkt. 

 

In den mit N1 gekennzeichneten Bereichen wird die Zahl der Vollgeschosse im Sinne der LBauO 

auf maximal zwei begrenzt! 
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2.2 Trauf- und Firsthöhen 

Zur Begrenzung der Höhe baulicher Anlagen werden im Plangebiet maximale Trauf- und 

Firsthöhen festgesetzt. 

In den mit N 1 bezeichneten Bereichen werden die zulässigen Traufhöhen mit maximal 7,0 m 

und die zulässigen Firsthöhen mit maximal 11,0 m festgesetzt. 

 

Bezugspunkt für die maximal zulässigen Trauf- und Firsthöhen (TH und FH) sind die in der 

Planurkunde festgelegten Bezugspunkte (Kreis mit Kreuz, bzw. Viertelfüllung) an der vorderen 

Baugrenze mit der Höhe 255,0 m über NHN bzw. mit der Höhe von 257,5 m über NHN für die 

mit N1 gekennzeichneten Bereiche. 

Für die festgesetzten Traufhöhen gilt, dass die Traufhöhen auf der dem Bezugspunkt 

abgewandte bzw. gegenüberliegende Gebäudeseite, die jeweils festgesetzte Traufhöhe in ihrer 

absoluten Höhe nicht überschreiten dürfen. 

 

2.3 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 

Auf Grundlage des § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB wird festgesetzt, dass in den mit N 1 festgesetzten 

Bereichen Wohngebäude mit mehr als zwei Wohnungen unzulässig sind. 

 

3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22 BauNVO) 

Im Allgemeinen Wohngebiet (WA) ist die offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO 

festgesetzt. In den mit N 1 gekennzeichneten Bereichen ist eine Einzelhausbebauung zulässig. 

 

4. Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 BauNVO) 

Die überbaubaren Flächen werden durch Baugrenzen festgesetzt. Der Mindestabstand der 

vorderen Baugrenze zur Erschließungsstraße wird entsprechend dem Planeintrag festgesetzt. 

Die seitlichen Abstände der Baugrenzen zu den angrenzenden Grundstücken nördlich und östlich 

des Geltungsbereiches sind ebenfalls gemäß Planeintrag festgesetzt. 

 

5. Stellplätze und Garagen (§ 12 BauNVO) 

Stellplätze (ST) und Garagen (GA) sind gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO innerhalb der überbaubaren 

Grundstücksflächen und auch auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

Überdachte Stellplätze und Garagen müssen zu den sie erschließenden Verkehrsflächen einen 

Abstand von mindestens fünf Metern einhalten. Vor Garagen mit einem Abstand von 5 m zur 

Straßenbegrenzungslinie ist ein zusätzlicher Stellplatz zulässig. Die Zahl der Stellplätze auf den 

privaten Baugrundstücken wird auf mindestens zwei Stellplätze pro Wohneinheit festgesetzt. 
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6. Nebenanlagen (§ 14 BauNVO) 

Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 

sowie hinter der festgesetzten rückwärtigen Baugrenze im straßenabgewandten Gartenbereich 

bis zu einer Grundfläche von insgesamt maximal 12 m² zulässig. Zusätzlich sind bei Gebäuden 

ohne bzw. mit Teilunterkellerung ausnahmsweise Kellerersatzräume bis zu einer Grundfläche 

von maximal 10 m² zulässig; sofern diese eine bauliche Einheit mit Garagen oder Carports bilden, 

sind sie auch auf den nichtüberbaubaren Flächen zulässig. 

 

7. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 

Die am südlichen Rand verlaufende bestehende Kottweiler Straße wird als 

Straßenverkehrsfläche festgesetzt. 

Für die notwendige verkehrliche Erschließung der Baugrundstücke von der bestehenden 

Straßenverkehrsfläche der Kottweiler Straße aus werden sowohl Bereiche ohne Ein- und 

Ausfahrt als auch Einfahrtsbereiche entsprechend der zeichnerischen Festlegung bestimmt. 

Zur Erschließung des geplanten „Hinterliegergrundstücks“ wird ein Geh-, Wege- und 

Leitungsrecht in der Planurkunde „LR“ festgesetzt. 

 

8. Führung der Ver- und Entsorgungsleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

Alle Ver- und Entsorgungsleitungen müssen unterirdisch verlegt werden. Die Ableitung 

von Niederschlagswässern ist auch oberflächennah über Mulden / Gräben zulässig. 

9. Maßnahmen der Abwasserbewirtschaftung 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB und § 2 LWG) 

Das anfallende Schmutzwasser ist über die in der angrenzenden Straßenverkehrsfläche 

Kottweiler Straße gelegene bestehende öffentliche Kanalisation abzuleiten. 

Die nichtbehandlungsbedürftigen Oberflächenwässer von Dachflächen in dem mit N 1 

gekennzeichneten Bereichen sind auf den Grundstücken zurückzuhalten und soweit möglich über 

die belebte Bodenzone innerhalb der Grundstücksfreiflächen / privaten Grünfläche zu versickern. 

Als Rückhaltevolumen werden 50 l/m² Dachfläche festgesetzt. 

Ein Anschluss von Überläufen aus den Rückhalte und Versickerungseinrichtungen an den 

bestehenden Mischwasserkanal in der Kottweiler Straße sind zulässig. 

Sonstige befestigte Flächen (Zufahrten, Stellplätze, Zuwegungen, Terrassen, etc.) innerhalb des 

Geltungsbereiches sind mit wasserdurchlässigen Belägen herzustellen. 
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10. Grünordnerische und landschaftspflegerische Festsetzungen 

(§ 9 Abs. 1 BauGB) 

Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 

Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) sowie Flächen für die Erhaltung 

von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b 

BauGB) i. V. m. § 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO. 

10.1 Private Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB i. V. m. §9 Abs.1 Nr. 25 b BauGB) 

Die Private Grünfläche ist durch weitgehenden Erhalt naturnaher Vegetationsbestände 

in ihrem derzeitigen Bestand zu sichern und dauerhaft extensiv zu pflegen. 

10.2 Begrünung und Gestaltung der Grundstücksfreiflächen 

(§9 Abs.4 BauGB i.V. mit §88 Abs.6 LBauO) 

1.  Die unbebauten Grundstücksflächen sind bis auf notwendige Zufahrten und 

Zuwegungen als Garten oder Grünanlage anzulegen. Mindestens 20% der nicht 

überbauten Grundstücksfreiflächen sind mit Bäumen und Gehölzen zu bepflanzen; es 

sind vorzugsweise Bäume und Gehölze aus u.a. Pflanzliste auszuwählen. Die 

Verwendung von Kultivaren dieser Arten ist statthaft. 

2. Mit Ausnahme der erforderlichen Zuwegungen oder Zufahrten sind die Vorgärten 

gärtnerisch anzulegen und zu pflegen. Sie dürfen nicht als Lager- oder Arbeitsflächen 

genutzt werden. 

3. Wasserdichte oder nicht durchwurzelbare Materialien wie z.B. Folie, Vlies, sind nur zur 

Anlage von ständig mit Wasser gefüllten Gartenteichen zulässig. Großflächig mit 

Steinen, Kies, Schotter o.ä. Materialschüttungen bedeckte Flächen, in der Pflanzen nicht 

oder nur in geringer Zahl vorkommen, sind unzulässig. 

4. Auf jedem Baugrundstück ist pro 200 m² versiegelter Fläche ein Laub-(Obst)Baum 

anzupflanzen. Die Verwendung von kleinkronigen Kultivaren ist statthaft. 

10.3 Reduzierung des Oberflächenabflusses (§ 9 Abs.4 BauGB I.V.m. §88 Abs.6 

LBauO).  

Erschließungsflächen u. ä. auf Privatgrundstücken sind mit wasserdurchlässigen 

Belägen (z.B. Fugenpflaster, Rasengittersteine, Schotterrasen) auszuführen. Beton- und 

Asphaltdecken sind unzulässig. 

10.4 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

 (§9 Abs.1 Nr. 25a BauGB) 

Alle Pflanzungen sind spätestens 2 Jahre nach Baubeginn anzulegen und dauerhaft  

zu pflegen. 
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10.5 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft 

(§9 Abs.1 Nr.20 BauGB und § 9 Abs. 6 BauGB i. V. m. 44 ff. BNatSchG) 

10.5.1 Die Rodung von Gehölzbeständen ist nur im Zeitraum von Anfang Oktober bis Ende 

Februar außerhalb der Brutzeit von Vögeln durchzuführen. 

10.5.2 Vermeidungsmaßnahme zum Artenschutz  

Vor Beginn der Abrissmaßnahmen ist zeitnah eine Inspektion des Dachstuhls des 

bestehenden Wohnhauses vorzunehmen. 

 
 

II BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

(§ 88 und § 52 LBAUO i. v. m. § 9 ABS. 4 BAUGB) 

1. DACHFORM UND DACHNEIGUNG  

Dächer sind grundsätzlich mit Dachneigungen entsprechend der Festsetzung in der 

Nutzungsschablone auszubilden. 

Für die Dacheindeckungen sind stark reflektierende Materialien unzulässig; erforderliche 

Kollektoren zur Nutzung der Solarenergie sind zulässig. 

2. DACHGAUBEN / ZWERGHÄUSER 

Die Dachgauben und Zwerghäuser dürfen als Einzelgauben 2/3 der Gebäudelänge nicht 

überschreiten. Bei zwei oder mehr Gauben ist die Summe der Gaubenlänge auf max. die 2/3 der 

Gebäudelänge beschränkt, der Abstand zwischen den Gauben und zum Ortgang wird auf 

mindestens 1,0 m festgesetzt. 

3. EINFRIEDUNGEN 

Entlang der Erschließungsstraße ist die Gesamthöhe der Einfriedungen auf maximal 1,50 m zu 

beschränken; bei Zaunanlagen darf die Sockelhöhe 0,3 m nicht überschreiten. 

4. STÜTZMAUERN 

Stützmauern zur Gestaltung der nicht überbaubaren Flächen sind bis zu einer Höhe von max. 

1,50 m zulässig. Bei Grundstücksterrassierungen haben Stützmauern einen Abstand von 5,0 m 

zueinander einzuhalten. 

Stützmauern sind als Sichtmauerwerk, Sichtbetonkonstruktion oder Trockensteinmauern zur 

errichten, Gabionen sind zulässig. Kleinteilige Werksteinformate sind nicht zulässig. 

 

5. FASSADEN 

Für die Außenwände sind natürliche und natürlich wirkende Materialien zulässig; glasierte und 

stark reflektierende Materialien sind unzulässig. 
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6. GESTALTUNG DER NICHT ÜBERBAUTEN GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN 

Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind mit einheimischen Pflanzen 

landschaftsgärtnerisch zu gestalten. 

Bei Geländeveränderungen in Form von Grundstücksterrassierung und 

Grundstücksmodellierungen sind Auffüllungen bis zu einer Höhe von max. 1,5 m zulässig.  

7. GESTALTUNG DER PARKPLÄTZE, STELLPLÄTZE, ZUFAHRTEN UND 

FUSSWEGE 

Für die Befestigung der Zufahrten und Stellplätze, Zugänge und Plätze sind wasserdurchlässige 

Materialien wie wassergebundene Decke, großfugiges Pflaster oder Rasengittersteine zu 

verwenden.  

B HINWEISE  

B 1 Allgemeine Hinweise 

1.1 Die bei dem Bauaushub anfallenden Erdmassen sollten nach Möglichkeit auf den 

Baugrundstücken verwertet und landschaftsgerecht modelliert werden. 

1.2 Oberboden ist getrennt abzunehmen, seitlich zu lagern, in nutzbarem Zustand zu erhalten 

und wieder zu verwenden. 

1.3 Der bei Bauarbeiten anfallende Oberboden (Mutterboden) ist schonend zu behandeln und 

einer sinnvollen Folgenutzung zuzuführen.  

 Auf § 202 BauGB “Schutz des Mutterbodens” und auf die DIN 18115, Blatt 2, 

“Bodenarbeiten für vegetationstechnische Zwecke”, wird ausdrücklich hingewiesen 

1.4 Dem Bauantrag ist ein qualifizierter Entwässerungsantrag beizufügen. 

1.5 Bei der Gebäudeplanung ist die Anlage zur “Verwaltungsvorschrift des Ministeriums der 

Finanzen vom 17. Juli 2000, Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr, Grundlage 

Fassung 1998“ zu berücksichtigen. 

1.6 Die Anforderungen der DIN 1054, DIN 4020, DIN 4124 und DIN EN 1997 -1 und -2 an den 

Baugrund sind zu beachten. Es werden Baugrunduntersuchungen empfohlen. 

 Alle geplanten Maßnahmen bedürfen der Zustimmung durch den zuständigen Versorger. 

B 2 Hinweise zu archäologischen Kulturdenkmälern 

2.1 Bei der Vergabe der vorbereitenden Baumaßnahmen (wie Mutterbodenabtrag) hat der 

Planungsträger bzw. die Gemeindeverwaltung, sowie für die späteren Erdarbeiten der 

Bauträger/ Bauherr, die ausführenden Baufirmen vertraglich zu verpflichten, mit der 

Generaldirektion kulturelles Erbe zu gegebener Zeit rechtzeitig die Vorgehensweise und 
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Terminierung der Arbeiten in Schriftform abzustimmen, damit diese überwacht werden 

können. 

2.2 Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des 

Denkmalschutzgesetzes (DSchG) vom 23.3.1978 (GVBl. 1978, S.159 ff), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 26.11.2008 (GVBl. 2008, S.301) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage 

kommende, archäologische Fund unverzüglich zu melden, die Fundstelle so weit als 

möglich unverändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust zu sichern. 

2.3 Absatz 2.1 und 2.2 entbinden Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der 

Verwaltung jedoch nicht von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der GDKE. 

2.4 Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion 

Landesarchäologie ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit Rettungsgrabungen, 

in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen der heutigen 

archäologischen Forschung entsprechend durchgeführt werden können. Im Einzelfall ist 

mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwendigen Grabungen 

sind von Seiten der Bauherren/Bauträger finanzielle Beiträge für die Maßnahmen 

erforderlich. 

2.5 Es wird extra darauf hingewiesen, dass die Meldepflicht besonders für die Maßnahmen 

(Mutterbodenabtrag) zur Vorbereitung der Baumaßnahmen gilt.  

B 3 Hinweise zu Abfallbeseitigung 

3.1 Die bei Maßnahmen anfallenden Abfälle sind ordnungsgemäß zu entsorgen. Dabei sind 

die abfallrechtlichen Bestimmungen (Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-/AbfG) 

und Verordnungen in der derzeit gültigen Fassung zu beachten. Die Zwischenlagerung 

von Abfällen bis zu ihrer Beseitigung/Verwertung hat ordnungsgemäß zu erfolgen. 

Bei der Entsorgung von Abfällen ist das Verwertungsgebot nach § 5 (2) KrW-/AbfG 

bindend. Nach § 5 (3) KrW-/AbfG hat die Verwertung ordnungsgemäß und schadlos zu 

erfolgen. Bei der Verwertung sind die Anforderungen der technischen Regeln der 

Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA - „Anforderungen an die stoffliche Verwertung 

von mineralischen Reststoffen/ Abfällen (LAGA-TR), in der derzeit gültigen Fassung, 

LAGA Mitteilungen Nr. 20, zu beachten. 

B 4 Hinweise zur Entwässerung 

4.1 Die Ableitung von Drainagewasser in Gewässer oder in das Kanalisationsnetz ist nicht 

gestattet. 

4.2 Bei der Verwendung von Niederschlagswasser als Brauchwasser ist die 

Trinkwasserverordnung (TrinkwVO 2001) zu beachten. 

4.3 In Abhängigkeit von dem lokalen Grundwasserflurabstand ist zum Schutz gegen 

Vernässung eine Unterkellerung von Gebäuden in Form von wasserdichten Wannen 

auszubilden. 
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4.4 Die Rückhaltung von anfallendem Oberflächenwasser auf den Privatflächen in Zisternen 

deren Volumen an einen ganzjährigen Verbraucher (z.B. Toilettenspülung) 

angeschlossen ist, wird empfohlen. 

4.5 Um eine Reduzierung des Abflusses von Niederschlagswässern zu verbessern, wird 

empfohlen, die Begrünung von Dachflächen im Zuge der Realisierung der Bauvorhaben 

zu prüfen. 

4.6 Dem Bauantrag ist ein qualifizierter Entwässerungsantrag beizufügen. Die 

Entwässerung ist im Detail mit dem Kanalwerk der Verbandsgemeinde Ramstein- 

Miesenbach abzustimmen. 

B 5 Hinweise zu Anpflanzungen; Pflanzenliste 

5.1 Der bei Bauarbeiten anfallende Oberboden (Mutterboden) ist schonend zu behandeln 

und einer sinnvollen Folgenutzung zuzuführen. Auf § 202 BauGB “Schutz des 

Mutterbodens” und auf die DIN 18115, Blatt 2, “Bodenarbeiten für vegetationstechnische 

Zwecke”, wird ausdrücklich hingewiesen. 

5.2 Verstöße gegen die Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB werden als 

Ordnungswidrigkeit nach § 213 BauGB geahndet. 

5.3 Die Ausgestaltung und Bepflanzung der nicht überbauten Grundstücksflächen ist im 

ersten Jahr nach Abschluss der Baumaßnahme (Baufertigstellungsanzeige) 

durchzuführen.  

5.4 Alle Grünflächen und Gehölzpflanzungen sind fachgerecht herzustellen, zu pflegen und 

in ihrem natürlichen Habitus dauerhaft zu erhalten. Die Pflanzungen von Gehölzen hat 

soweit nicht zwingende Gründe dagegensprechen nach den FLL- Richtlinien 

„Empfehlungen für Baumpflanzungen“ Ausgabe 2010 bzw. deren Fortschreibung zu 

erfolgen. 

5.5 Bei der Planung der Ver- und Entsorgungsleitungen sind die vorhandenen und geplanten 

Baumstandorte und Vegetationsflächen zu berücksichtigen. 

5.6 Bei Anpflanzungen von Bäumen und tiefwurzelnden Sträuchern im Bereich 

unterirdischer Versorgungsleitungen sind die Abstandsvorgaben der geltenden 

technischen Regelwerke (z.B. „Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- 

und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen und 

Verkehrswesen (FGSV), Ausgabe 1989) zu beachten. Bei Nichteinhaltung der dort 

angegeben Abstandsvorgaben sind auf Kosten des Verursachers, in Absprache mit 

dem jeweiligen Versorgungsträger, geeignete Maßnahmen zum Schutz der 

Leitungen (z.B. Einbau von Trennwänden) zu treffen. 

5.7  Zur ortsbildverträglichen Einbindung des Neubaugebietes sowie zur Belebung des 

Straßenbildes sind als Einfriedungselemente im Allgemeinen Wohngebiet 

Natursteinmauern, Sichtmauerwerke, Holzzäune und frei wachsende oder geschnittene 

Hecken bis zu einer Höhe von ca. 1,5 m zulässig (auch in Kombination untereinander). 

Höhere Einfriedungen können entlang der westlichen Grenzen des Plangebietes oder 
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für Sichtschutzwände im Bereich von Terrassen mit direktem Anschluss an die Gebäude 

ausnahmsweise zugelassen werden. 

 Maschendrahtzäune, Stabmattenzäune oder Ähnliches sind nur in Verbindung mit einer 

Bepflanzung aufzustellen. Durchgehende Hecken aus Thuja, Fichten und/oder ähnliche 

Nadelgehölze sind nicht zulässig. Einfriedungen entlang von öffentlichen 

Verkehrsflächen sollten optisch offen gestaltet werden. 

 Stellplätze für Müll- und Wertstoffbehälter sind mit ortsfesten Anlagen (z. B. Pergolen 

oder Palisaden) aus naturnahen Materialien und/oder aus gebietsheimischen 

Bepflanzungen gegen Sicht abzuschirmen. 

 

5.8 Pflanzenliste: 
 

Artenauswahl der Baumpflanzungen 1. Ordnung 

Mindestgröße:                                                 Hochstamm, 3x verpflanzt, 

Stammumfang 12-14 cm 

Acer platanoides Spitzahorn  

Acer pseudoplatanus Bergahorn  

Quercus petraea Traubeneiche 

Quercus robur Stieleiche 

Tilia cordata Winterlinde 

Obstbäume einschließlich Schalenobst 

 

 

Artenauswahl der Baumpflanzungen 2. Ordnung 

Mindestgröße:                                                 Hochstamm, 2x verpflanzt, 

                                                                        Stammumfang 10-12 cm 

                                                                        Heister, Höhe 150-200 cm 

Acer campestre Feldahorn 

Betula verrucosa Sandbirke 

Carpinus betulus Hainbuche 

Prunus avium Wildkirsche 

Salix caprea  Salweide 

Sorbus aria  Mehlbeere 

Sorbus aucuparia Eberesche 

 

Artenauswahl der Strauchpflanzungen 

Mindestgröße:                                                 2x verpflanzt, 3-5 Tr. 

                                                                        Höhe: 60 - 100 cm 

Cornus mas Kornelkirsche 

Cornus sanquinea Roter Hartriegel 

Corylus avellana Haselnuss 

Crataegus monogyna Weißdorn 

Euonymus europaeus Pfaffenhütchen 

Ligustrum vulgare Gemeiner Liguster 
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Lonicera xylosteum Rote Heckenkirsche 

Prunus spinosa Schlehe 

Rosa canina  Hundsrose 

Sambucus nigra Schwarzer Holunder 

Viburnum lantana Wolliger Schneeball 

Viburnum opulus Gewöhnlicher Schneeball 
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B 6 Hinweise zu möglichem Fledermausvorkommen 

Eine Quartiernutzung des Wohnhaus-Dachstuhls durch Fledermäuse ist eventuell 
möglich. Um hier Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG ausschließen zu können, ist 
zeitnah vor Abriss des Gebäudes eine Inspektion des Dachstuhls vorzunehmen. 

 

B 7 Hinweis zum Geologiedatengesetz (GeolDG) 

Nach dem Geologiedatengesetz ist die Durchführung einer Bohrung bzw. geologischen 

Untersuchung spätestens 2 Wochen vor Untersuchungsbeginn beim Landesamt für Geologie und 

Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) anzuzeigen. Für die Anzeige sowie spätere Übermittlung der 

Bohr- und Untersuchungsergebnisse steht das Online-Portal Anzeige geologischer 

Untersuchungen und Bohrungen unter https//geoldg.lgb-rlp.de zur Verfügung. 

 

B. 8 Hinweise zum Immissionsschutz 

Der Straßenbaulastträger der L366 hat bei künftigen Planungen an der L 366 nur insoweit 

Lärmschutzmaßnahmen zu betreiben, als diese über das hinausgehen, was bereits im Zuge der 

Bauleitplanung hätte geregelt werden müssen. Insofern sind Ansprüche gegenüber dem 

Straßenbaulastträger für den Planbereich zum gegenwärtigen Zeitpunkt ausgeschlossen. 
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